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25. März 2007:  50 Jahre Römische Verträge

„Europa braucht eine kommunale Basis“

Stuttgart.   „Die EU bestimmt immer stärker den Handlungsrahmen unserer Städte und Gemeinden. Sie muss zur Kenntnis nehmen, dass Europa ohne starke kommunale Basis keine Chance hat, von den Bürgerinnen und Bürgern wirklich akzeptiert zu werden“, sagte Professor Dr. Christian O. Steger, Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags Baden-Württemberg aus Anlass des 50. Jahrestags der Römischen Verträge.

Die EU müsse auch selbst daran arbeiten, ihr Image bei den Bürgern zu verbessern. „Nur 42 Prozent der Deutschen bewerten die Union positiv“, stellte Steger bedauernd fest. Mit mehr als 800 Partnerschaften in den EU-Mitgliedsstaaten tragen die Kommunen des Landes dazu bei, dass Europa positiv erlebbar ist, so der Gemeindetag.

„Gerade Baden-Württemberg, damit auch seine Städte und Gemeinden, profitiert als Exportland sehr vom europäischen Markt und der Osterweiterung der EU“, sagte Steger. „Aber wir haben auch Erwartungen an die EU und unsere Regierungen in Land und Bund, die die bürgernahen kommunalen Strukturen unterstützen sollen.“

Erfolgsmodell Kommunale Selbstverwaltung absichern

Die deutsche Ratspräsidentschaft sei eine Chance. Sie müsse sich intensiv um die Sicherung der kommunalen Selbstverwaltung kümmern. Vor allem kommunale Daseinsvorsorge und zwischengemeindliche Zusammenarbeit drohe unter die Räder der europäischen Marktregelungen zu kommen. Steger sieht darin einen groben Verstoß gegen das Subsidiaritätsprinzip, wonach die EU nur regeln soll, was die Nationalstaaten nicht ausreichend regeln können.

„Zum deutschen Erfolgsmodell kommunaler Selbstverwaltung gehört die örtliche Daseinsvorsorge mit Einrichtungen der Kinderbetreuung, Altenpflege und Kulturbetrieb. Dazu gehören auch wirtschaftliche Einrichtungen wie Wasserversorgung und Stadtverkehr. Der Druck der EU in Richtung Privatisierung löst

zurecht den Widerstand unserer Bürgerinnen und Bürger aus. Sie wollen, dass diese Dienstleistungen in gemeindlicher Hand bleiben und nicht an ihrer Stelle schwer kontrollierbare, nur dem Gewinn verpflichtete Monopole entstehen“, sagte Steger.

Interkommunale Zusammenarbeit ist keine Vergabe

Die Zusammenarbeit zwischen Städten und Gemeinden dürfe nicht mit der Beauftragung privater Unternehmen gleich gesetzt werden, kritisiert der Gemeindetag. „Die Grundsatzentscheidung, ob Private beauftragt werden oder eine Aufgabe durch die Gemeinde selbst erledigt wird, muss den Gemeinderäten überlassen werden. Das gilt auch, wenn sich Gemeinden zusammentun, um ihre Leistungskraft zu erhöhen“, so Steger.

Gemeinden hoffen auf Verfassungsvertrag

Der europäische Verfassungsvertrag würde den Städten und Gemeinden eine stärkere Rolle in der EU geben, erwartet der Gemeindetag. Der Verband hofft daher, dass die deutsche Ratspräsidentschaft wieder Bewegung in den Verfassungsprozess bringen kann.

Die Städte, Gemeinden und Landkreise Baden-Württembergs sind durch ihre Verbände in Brüssel präsent. Sie betreiben dort seit Jahren erfolgreich ein Büro, das ihnen aktuelle Informationen liefert und der europäischen Politik ihre Anliegen vorträgt.

Hinweis:   www.kommunalpartnerschaften-bw.de
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